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RÜCKBLENDE 
DIW WOCHENBERICHT VOR 90 JAHREN

Die Lage am Baumarkt.

Die Einschränkungen der Investitionstätigkeit in Industrie 
und Handel und die Verschlechterung der Finanzlage der 
öffentlichen Hand, die nicht allein für den öffentlichen 
Bau, sondern auch für den Wohnungsbau den Ausschlag 
gibt, haben die Bautätigkeit während des verflossenen 
Jahres in bisher noch nicht gekanntem Umfang vermin-
dert. Eins der schwierigsten Probleme der künftigen Woh-
nungsbaupolitik wird darin bestehen, mit den knappen 
zur Verfügung stehenden Mitteln solche Wohnungen zu 
bauen, die in ihren Mieten den Einkommensverhältnissen 
der breiten Massen der Bevölkerung angepasst sind.

Die Bautätigkeit hat im Jahr 1930 den ununterbrochenen 
Aufstieg seit der Währungsstabilisierung nicht fortgesetzt. 
Das Gesamtergebnis der baugewerblichen Produktion war 
1930 mit 7,1 Milliarden Reichsmark um rund 1,8 Milliar-
den Reichsmark oder ein Fünftel geringer als 1929. Der 
Rückgang betraf sowohl den gewerblichen Bau wie den 
Wohnungsbau und den öffentlichen Bau.

Aus dem Wochenbericht Nr. 42 vom 14. Januar 1931

© DIW Berlin 1930
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Die Rolle regionaler Beihilfen für Investitionen
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Große Unternehmen 
investieren mehr, wenn sie 

Beihilfe bekommen.

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Fördergebietskarte (2007–2013/2014–2020), Europäische Kommission.
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ZITAT

„Unsere Analyse zeigt: Die Reform der EU-Regionalbeihilfen hat ihr Ziel nicht voll-

ständig erreicht. Investitionen von Großunternehmen in benachteiligten Regionen sind 

zurückgegangen. Hier muss nachjustiert werden.“ — Tomaso Duso, Studienautor — 

 

AUF EINEN BLICK

EU-Regionalbeihilfen haben positiven Einfluss 
auf Investitionen
Von Tomaso Duso, Joanna Piechucka und Jo Seldeslachts

•	 Wirksamkeit des europäischen Rahmenwerks für Regionalbeihilfen in DIW-Studie 
empirisch evaluiert

•	 2014 wurden Einschränkungen der Beihilfen für Großunternehmen sowie Senkungen der 
förderfähigen Investitionen aller Unternehmen eingeführt

•	 Diese Änderungen haben fast ausschließlich die Investitionen von Großunternehmen in 
benachteiligten Regionen zurückgehen lassen

•	 Bestimmungen des europäischen Rahmenwerks, die Beihilfen für Großunternehmen beschränken, 
sollten nachjustiert werden

•	 Aufstockung regionaler Beihilfen durch Bundesregierung dürfte Regionen neuen Schwung zur 
Bewältigung der Corona-Krise geben

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Regionale Beihilfen sind ein zentrales Instrument zur Stärkung 

der wirtschaftlichen Aktivität benachteiligter Regionen und 

des regionalen Zusammenhalts im Binnenmarkt. Die Euro

päische Kommission legt Regeln fest, damit solche Subven

tionen den Wettbewerb und den Handel innerhalb der EU 

nicht verzerren. Dieser Bericht analysiert die Auswirkung 

des Europäischen Rahmenwerks für regionale Beihilfe. Es 

wird geprüft, wie die im Modernisierungsprozess von 2014 

eingeführten Einschränkungen der Beihilfen für Großunter-

nehmen in weniger benachteiligten Fördergebieten sowie 

die Senkung der Beihilfehöchstgrenzen in vielen Regionen 

Investitionen von privaten Unternehmen beeinflusst haben. 

Es zeigt sich, dass die Investitionen von Unternehmen durch 

die Restriktionen zurückgegangen sind. Dies ist fast aus-

schließlich bei Großunternehmen zu beobachten. Daher wird 

empfohlen, die eingeführten Beschränkungen für Großunter-

nehmen neu zu justieren. Genau diese Empfehlungen sind 

in den im August 2020 von der EU-Kommission vorgelegten 

Entwurf der überarbeiteten Leitlinien für Regionalbeihilfen 

aufgenommen worden.

In der wirtschaftlichen Entwicklung europäischer Regi-
onen bestehen erhebliche Unterschiede – sowohl inner-
halb als auch zwischen den Ländern. Um die Konvergenz 
der Regionen zu fördern, ist es den Mitgliedern der Euro-
päischen Union (EU) nach den EU-Vorschriften erlaubt, 
Subventionen zu vergeben, um das Wirtschaftswachstum 
zu fördern und die Wirtschaftsleistung von Gebieten mit 
unterdurchschnittlicher ökonomischer Entwicklung zu ver-
bessern. Diese Subventionen („regionale staatliche Beihil-
fen“) werden Unternehmen gewährt, um Investitionen in 
den weniger begünstigten Regionen zu unterstützen. Mit 
Hilfe gezielter staatlicher Regionalbeihilfen erhoffen sich 
benachteiligte Regionen eine Stärkung der wirtschaftlichen 
Aktivität und die EU eine Verbesserung des Zusammenhalts 
im Binnenmarkt insgesamt.

Ein Unternehmen, das staatliche Subventionen bekommt, 
könnte jedoch hierdurch einen unfairen Vorteil gegenüber 
anderen Unternehmen erhalten, was zu einer Verzerrung 
des Wettbewerbs und des Handels im Binnenmarkt führen 
kann. Deswegen verbietet der EU-Vertrag prinzipiell jede 
Form von staatlicher Beihilfe. Trotz dieses allgemeinen Ver-
bots ist ein staatliches Eingreifen jedoch möglich, wenn dies 
zu einer besser funktionierenden und gerechteren EU bei-
trägt. Die Europäische Kommission legt die Regeln fest, auf 
deren Grundlage die Regierungen finanzielle Anreize für 
Unternehmen in geförderten Bereichen gewähren können.

Die Kontrolle staatlicher Beihilfen ist zu einem der stärksten 
politischen Instrumente der EU-Kommission an der Grenze 
zwischen Wettbewerbs- und Industriepolitik geworden. Sie 
räumt der Kommission die Befugnis ein, lokale Regierungen 
zu überstimmen und verzerrende Zahlungen zurückzuneh-
men. Die zugrundeliegende Logik der EU-Beihilfekontrolle 
besteht darin, die Tendenzen der lokalen Regierungen ein-
zudämmen, lokale unproduktive Champions künstlich mit 
Steuermitteln zu unterstützen. Ohne diese Regeln "könn-
ten sich die Kommunalverwaltungen in verschwenderi-
sche Subventionswettläufe begeben, um Investoren anzu-
locken, wie es zwischen amerikanischen Bundesstaaten 

EU-Regionalbeihilfen haben positiven 
Einfluss auf Investitionen
Von Tomaso Duso, Joanna Piechucka und Jo Seldeslachts

EU-REGIONALBEIHILFEN

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2020-42-1
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geschieht".1 Stattdessen sollte das Geld in etwa in For-
schung, grüne Investitionen und zur Eindämmung von vor-
übergehenden Schocks wie die aktuelle COVID-Pandemie 
fließen, die ansonsten lebensfähige Unternehmen in den 
Bankrott treiben.

Die Vorgaben für staatliche Beihilfen werden regelmäßig 
überprüft, um ihre Wirksamkeit zu verbessern und den For-
derungen des Europäischen Rates nach weniger, aber geziel-
teren staatlichen Beihilfen zur Ankurbelung der europäi-
schen Wirtschaft nachzukommen. In diesem Bericht wer-
den die im Modernisierungsprozess von 2014 eingeführten 
Einschränkungen der Beihilfen für Großunternehmen in 
entwickelten Regionen sowie die Senkung der förderfähi-
gen Investitionen aller Unternehmen untersucht.

Der Regionalbeihilfe-Rahmen der EU

Regionalbeihilfen sind ein zentraler Bestandteil der von 
den Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen (Abbildung 1). In 
den Jahren 2014 bis 2018 gaben die EU-Mitglieder mehr 
als 530 Milliarden Euro für staatliche Beihilfen aus. Ein 
großer Teil davon (elf Prozent) war für die regionale 
Entwicklung bestimmt.

Mit dem Regionalbeihilfe-Rahmen (Regional Aid Frame-
work) bestimmt die EU zum einen, welche Regionen förder-
fähig sind, und zum anderen, in welcher Höhe Investitionen 
maximal bezuschusst werden dürfen („Beihilfeintensität“):2

– � Die EU legt in einer Fördergebietskarte die allgemeinen 
Kriterien für die Definition der Regionen fest, die für 
Regionalbeihilfen in Frage kommen.3 Diese werden als 
"Fördergebiete" bezeichnet. Die sogenannten „A-Regio-
nen“ sind die am wenigsten entwickelten Regionen in 
der EU mit dem größten Spielraum für staatliche Regio-
nalbeihilfen. „C-Regionen“ hingegen sind etwas weniger 
benachteiligt als „A-Regionen“ und unterliegen strenge-
ren Vorschriften für Regionalbeihilfen. In den restlichen 
Regionen darf nicht gefördert werden (Nicht-Förderge-
biete, Abbildung 2).

– � Die EU legt für jede Region eine maximale Beihilfeintensi-
tät fest, die den maximalen Anteil der Investitionen eines 
Unternehmens definiert, der subventioniert werden darf. 
Die Beihilfehöchstintensität hängt mit der Definition der 
Regionen zusammen, in denen die weniger benachteilig-
ten Regionen auch niedrigere Beihilfehöchstintensitäten 
erhalten (Abbildung 3).

1	 Vgl. The Economist (2020): How State Aid became a Brexit deal-breaker. Ausgabe vom 19. Sep-

tember (online verfügbar, abgerufen am 30. September 2020. Dies gilt auch für alle anderen On-

line-Quellen dieses Berichts, sofern nicht anders vermerkt)

2	 Darüber hinaus legt die EU auch Schwellenwerte fest, ab denen Regionalbeihilfen bei der Eu-

ropäischen Kommission angemeldet werden müssen. Diese Anmeldeschwelle ist abhängig von 

der maximalen Beihilfeintensität in der Region. Regionen mit höheren Beihilfeintensitäten sind mit 

höheren Notifizierungsschwellen verbunden. Schließlich definiert die EU auch die Kriterien, nach 

denen die Kommission die Vereinbarkeit der von den Mitgliedstaaten angemeldeten regionalen 

Investitionsbeihilfen und Betriebsbeihilfen mit dem Binnenmarkt prüft. Zudem werden spezifische 

Bedingungen, zum Beispiel für große Investitionsvorhaben, festgelegt.

3	 Welche genauen Regionen zu welcher Kategorie gehören, wird von den Mitgliedstaaten ent-

schieden und von der Europäische Kommission genehmigt.

Reform der staatlichen Beihilfen

In Mai 2012 hat die Kommission eine Reform der EU-Beihil-
fevorschriften angestoßen. Dieser Prozess hat zur Einfüh-
rung eines neuen Regionalbeihilfe-Rahmens im Jahr 2014 
geführt.4 Um sicherzustellen, dass die Regeln für staatliche 
Beihilfen weiterhin zweckdienlich sind, hat die EU-Kommis-
sion eine Überprüfung mehrerer Leitlinien begonnen. Im 
Januar 2019 leitete sie die Bewertung der Beihilfevorschrif-
ten ein, die im Rahmen der Modernisierung der staatlichen 
Beihilfen verabschiedet wurden.5

Die Generaldirektion Wettbewerb der EU-Kommission hat 
ein Konsortium unter Beteiligung des DIW Berlin mit einer 
entsprechenden Evaluierungsstudie beauftragt, auf der dieser 
Bericht basiert.6 Ziel der Studie war es, der Kommission eine 
unabhängige evidenzbasierte Bewertung der Umsetzung des 
Regionalbeihilfe-Rahmens von 2014 und seiner Auswirkungen 
auf die regionale Entwicklung und den Wettbewerb zu liefern. 
Die Ergebnisse der Evaluierungsstudien sollen als Grundlage 
für politische Schlussfolgerungen über die Leistungsfähigkeit 

4	 Viele Faktoren trugen dazu bei, dass die Kommission ihre Regionalbeihilfepolitik neugestalten 

musste, darunter die Wachstumsstrategie Europa 2020, die Wirtschafts- und Finanzkrise 2009 und 

die Erweiterung der EU.

5	 Dieser „Fitness Check“ ist sehr breit angelegt und umfasst die Allgemeine Gruppenfreistel-

lungsverordnung (AGVO), die De-minimis-Verordnung, die Leitlinien für Regionalbeihilfen (RAG), 

den Rahmen für Forschung, Entwicklung und Innovation (FEI), die Mitteilung über wichtige Vorha-

ben von gemeinsamem europäischen Interesse (IPCEI), die Risikofinanzierung, die Leitlinien für 

Flughäfen und Luftfahrt, die Leitlinien für Energie- und Umweltschutzbeihilfen (EEAG), die Leitlinien 

für Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen, aber auch die Leitlinien für den Schienenverkehr 

sowie die Mitteilung über kurzfristige Exportkredite (STEC).

6	 Vgl. DIW Berlin, E.CA Economics und Sheppard Mullin (2020): Retrospective evaluation of the 

regional aid framework (online verfügbar). Die Studie ist breiter angelegt als dieser Bericht und 

beinhaltet zusätzlichen Analysen, Befragungen, Umfragen, Case Studies, sowie eine ausführliche 

Übersicht der Literatur.

Abbildung 1

Staatliche Beihilfen 2014–2018, nach Hauptziel
In Prozent der Gesamtsumme
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Quelle: DIW-Analyse anhand von Scoreboard-Daten (2019), Europäische Kommission.

© DIW Berlin 2020

Regionalbeihilfe macht rund ein Zehntel der gesamten Beihilfe in der EU aus.

https://www.economist.com/britain/2020/09/19/how-state-aid-became-a-brexit-deal-breaker
https://ec.europa.eu/competition/state_aid/modernisation/RAF_study.zip
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der Beihilferegeln dienen und in eine mögliche Überarbeitung 
der einschlägigen rechtlichen Rahmenbedingungen einfließen.

Effektivität der Regionalbeihilfen

Diese Studie untersucht die Wirksamkeit der EU-Regio-
nalbeihilfen. Im Mittelpunkt steht die Frage, inwieweit das 
existierende Rahmenwerk einen echten Anreiz für Unter-
nehmen geschaffen hat, ihre Investitionen in benachteilig-
ten Gebieten der EU anzusiedeln.

Während regionale Subventionen weltweit sehr verbreitet 
sind, gibt es unter Ökonomen keinen allgemeinen Konsens 
über ihre Wirksamkeit. Viele gehen davon aus, dass Unter-
nehmen, die derartige Beihilfen beziehen, auch ohne solche 
Programme Investitionsaktivitäten unternommen hätten.7 
Aus empirischer Sicht besteht eine Hauptschwierigkeit bei 
der Behandlung dieser Frage darin, dass unabhängig von 
den Beihilfeprogrammen viele andere Faktoren die Inves-
titionstätigkeit der Unternehmen in geförderten Regionen 
erklären können. Es ist daher schwierig, die kausale Auswir-
kung der Beihilfe zu identifizieren und zu messen.

Die methodologische Innovation dieser Studie besteht darin, 
die Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen zu nut-
zen, die durch die Reform der europäischen Regeln für staat-
liche Beihilfen eingeführt wurde, um dieses Problem zu 
adressieren. Ziel ist, den kausalen Zusammenhang zwi-
schen regionaler Beihilfe und Investitionstätigkeit privater 
Unternehmen zu schätzen.

Mit der Reform wurden zwei wichtige Änderungen einge-
führt: (1) die zulässigen Beihilfen für Großunternehmen 
in den entwickelteren („C-“) förderfähigen Regionen wur-
den beschränkt und (2) der maximale Anteil der Investi
tionskosten eines Unternehmens, der durch Subventionen 
gedeckt werden kann (die sogenannte ‚Beihilfehöchstgren-
zen‘), wurde gesenkt. Den Auswirkungen dieser zwei Ände-
rungen wird in der empirischen Analyse nachgegangen.

Methode und Ergebnisse

Methodisch wird ein Differenz-von-Differenzen-Ansatz 
angewendet, um zu einer klaren Identifizierung der kausa-
len Auswirkungen staatlicher Beihilfen auf das Investitions-
niveau und die regionale Entwicklung zu kommen. Diese 
Methode nutzt die Tatsache, dass verschiedene Regionen 
unterschiedlich von der Reform betroffen sind. Daher wer-
den Gruppen von Regionen definiert, die von einer (oder bei-
den) der oben genannten Änderungen betroffen sind und 
eine Kontrollgruppe von ähnlichen Regionen, die aber von 
der Reform ausgenommen sind. Dann wird die Entwicklung 
von Investitionen in beiden Gruppen vor und nach der Ein-
führung der Reform verglichen (Kasten).

Die genutzten Investitionsdaten auf Unternehmensebene 
stammen aus der Amadeus-Datenbank des Bureaus van Dijk. 
Diese Datenbank ermöglicht es, Informationen über Bilanz-
werte einzelner europäischen Firmen zu betrachten – insbe-
sondere die Investitionen, die als Gesamtvermögenswert (total 
asset) in einem bestimmten Jahr abzüglich des Gesamtver-
mögens im Vorjahr definiert sind. Jedes Unternehmen wurde 
einer bestimmten NUTS-3-Region zugeordnet. Durch die Agg-
regation der Investitionen einzelner Unternehmen innerhalb 
einer NUTS-3-Region kann die relevante, zu erklärende Varia-
ble generiert werden: die Gesamtinvestitionen privater Unter-
nehmen auf der regionalen (NUTS-3-) Ebene.

7	 Vgl. Chiara Criscuolo, Ralf Martin, Henry Overman, und John Van Reenen (2019). Some Causal 

Effects of an Industrial Policy, American Economic Review, 109(1): 48-85. (online verfügbar)

Abbildung 2

Beihilfefähigkeit in dem Regionalbeihilfe-Rahmen von 2014 für 
die Jahre 2014–2017 auf der NUTS-3-Ebene.1

Keine Information

Nicht-Fördergebiete

C Regionen – teilweise förderfähig

C Regionen – voll förderfähig

A Regionen

Azoren Reunion (FR) Martinique (FR)

Malta Madeira (PT) Zypern

Französisch Guyana (FR) Guadeloupe (FR)EU-Außenregionen,
Malta und Zypern

Kanarische Inseln (ES)

1  NUTS (Nomenclature des unités territoriales statistiques) bezeichnet eine Methodik für die hierarchische 
Klassifizierung von regionalen Einheiten für statistische Zwecke. NUTS 0 Regionen sind die Nationalstaaten, während 
NUTS 3 Regionen kleinere Regionen mit bis 800 000 Einwohnern sind. Dies sind in Deutschland Landkreise, Kreise, 
kreisfreie Städte beziehungsweise Stadtkreise.

Quelle: Eigene Analyse auf der Grundlage von Fördergebietskarte (2014–2020), Europäische Kommission. Anmer-
kung: (i) Die Abbildung schließt Regionen in äußerster Randlage (d.h. außerhalb von Europa) ein. (ii) Die Änderung 
in der NUTS-Kodifizierung zwischen NUTS 2003 (Kodifizierung für den Regionalbeihilfe-Rahmen (RAF) 2007) und 
NUTS 2010 (Kodifizierung für den RAF 2014) macht es unmöglich, Änderungen für die folgenden NUTS-3-Regionen zu 
erkennen: DED43, FI1B1. (iii) Kroatien wird in der Abbildung nicht dargestellt, da es erst seit Juli 2013 ein Mitgliedstaat 
der EU ist und folglich vom RAF 2007 nicht betroffen ist.

© DIW Berlin 2020

Der Großteil der EU ist beihilfefähig, wenn auch mit starken regionalen Unterschieden

https://www.aeaweb.org/articles?id=10.1257/aer.20160034
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Die Verwendung von Mikro-Unternehmensdaten erlaubt 
eine Unterteilung der Investitionen nach Unternehmens-
größe. In der empirischen Analyse werden insgesamt vier zu 
erklärende Variablen verwendet: die Gesamtinvestitionen pri-
vater Unternehmen in einer Region sowie die anteiligen regi-
onalen Investitionen für kleine, mittlere und große Unter-
nehmen. Auf diese Weise kann in der Studie die Hetero-
genität des Effekts in Bezug auf die Unternehmensgröße 
analysiert werden. Dies ist besonders relevant, weil einige 
der oben besprochenen Änderungen nur große Unterneh-
men betroffen haben.

Die Auswirkungen der durch die Reform 
eingeführten Beschränkungen der Beihilfen 
für Großunternehmen

Die erste Fragestellung analysiert die Auswirkungen der 
durch die Reform eingeführten Beschränkungen der Beihil-
fen für Großunternehmen auf deren Investitionsniveau. Diese 
Restriktionen wurden nur in „C-Regionen“ eingeführt. Daher 
wird die Entwicklung der Unternehmensinvestitionen in 
„C-Regionen“ mit der in ähnlichen Regionen verglichen, 

die in beiden Zeiträumen nicht beihilfefähig waren. Hierbei 
werden nur Regionen betrachtet, in denen sich die Beihilfe-
höchstgrenzen vor und nach dem Regionalbeihilfe-Rahmen 
von 2014 nicht geändert haben, um auszuschließen, dass die 
Ergebnisse von der möglich verzerrenden Auswirkung die-
ser zweiten Änderung beeinflusst werden.

Anhand einer „Propensity Score Matching“-Methodologie8 
werden Regionen als Kontrollgruppe ausgewählt, die zwar 
nicht beihilfefähig waren, aber den Förderregionen in Bezug 
auf viele Merkmale so ähnlich wie möglich sind. Dazu gehö-
ren Variablen, die einen wichtigen Einfluss auf Unterneh-
mensinvestitionen haben können, wie die Beschäftigungs-
quote, das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Kaufkraftparität 

8	 Diese mittlerweile weit verbreitete statistische Methode erlaubt es, Beobachtungen aus ver-

schiedenen Datensätzen vergleichbar zu machen. Vgl. Paul R. Rosenbaum und Donald B. Rubin 

(1983): The central role of the propensity score in observational studies for causal effects. Biometri-

ka 70 (1), 41–55.

Kasten

Der Differenz-von-Differenzen-Ansatz

Bei dieser Methode werden zwei sauber voneinander abgegrenzte 

Gruppen miteinander verglichen: die „behandelte“ Gruppe (dieje-

nige, die von der Reform des Regionalbeihilfe-Rahmens von 2014 

betroffen ist) und die Kontrollgruppe (die nicht davon betroffen ist). 

Der Effekt der „Behandlung“ ist durch die Differenz zwischen den 

Veränderungen der Durchschnittsverhalten beider Gruppen von 

der Periode vor zur Periode nach der Reform definiert. Die funda-

mentale Annahme für die kausale Interpretation dieses Effekts ist, 

dass sich die „behandelte“ Gruppe im Zeitraum nach dem Zusam-

menschluss so verhalten hätte wie die Kontrollgruppe, hätte die 

Reform nicht stattgefunden. Durch dieses Vorgehen werden zeit-

abhängige und zeitunabhängige Unterschiede zwischen beiden 

Gruppen beseitigt, die ansonsten nur schwer von den Auswirkun-

gen des Zusammenschlusses abzugrenzen wären. Somit können 

die mittleren Auswirkungen der Reform auf Investitionen der be-

teiligten Unternehmen bestimmt werden. Es werden die zeitlichen 

Veränderungen einer Zielvariablen (Investitionen) in ausgewählten 

„A-“ und „C-Regionen“, in denen entweder die Einschränkungen 

der Beihilfen für Großunternehmen oder die Senkung der förder-

fähigen Investitionen aller Unternehmen stattgefunden haben, mit 

der Veränderung der gleichen Zielvariablen in anderen ähnlichen 

nicht betroffenen Regionen verglichen.

Es wird folgendes Modell verwendet:

yit = α + βNach Reformt +  γNach Reformt × Betroffeni  
+ δxit + ηi + ti + εit

Dabei ist y die Gesamtinvestitionen privater Unternehmen (oder, 

in einigen Spezifikationen, von großen, mittleren beziehungsweise 

kleinen Unternehmen) in Region i im Jahr t. Nach Reformt ist eine 

Indikatorvariable, die den Wert Eins annimmt in der Periode nach 

der Reform (also nach 2014) und Betroffeni eine Indikatorvariable, 

die den Wert Eins für die Regionen annimmt, in denen entweder 

die Einschränkungen der Beihilfen für Großunternehmen oder 

die Senkung der förderfähigen Investitionen aller Unternehmen 

stattgefunden haben. Die xit Variablen kontrollieren für die Charak-

teristika des regionalen Marktes, die sich mit der Zeit verändern. 

Es werden auch für regionale (NUTS3) fixe Effekte ηi sowie für 

NUTS2-spezifische Zeittrends (ti) kontrolliert. Es wird zugelas-

sen, dass die Fehlervariable heteroskedastisch ist, und es wird 

angenommen, dass die Fehlerterme auf der regionalen Ebene 

(NUTS3) korrelieren.

Die Hauptvariable von Interesse ist Nach Reformt × Betroffeni, 

deren Koeffizient die Auswirkungen der Reform auf die Investi-

tionen misst. Der Vorteil dieser Methode ist, dass der Effekt der 

Reform sauber von anderen Faktoren getrennt werden kann. 

Eine Reihe von Faktoren kann Entwicklungen der Investitionen in 

beiden Gruppen über die Zeit beeinflussen. Hierfür wird durch die 

Variable Nach Reformt und weitere Kontrollvariablen kontrolliert. 

Aufgrund anderer Faktoren bestehen systematische Unterschiede 

zwischen der „behandelten“ Gruppe und der Kontrollgruppe. Für 

diese Faktoren kontrollieren die fixen Effekte sowie die Kontroll

variablen. Schlussendlich ist zu erwarten, dass sich die durch-

schnittliche Veränderung der Investitionen in Abhängigkeit von 

regionalen Entwicklungen ändert. Dies wird explizit zugelassen, 

indem der Zeittrend auf eine etwas aggregierte regionale Ebene 

(NUTS2) aufgenommen wird.
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gab es statistisch signifikante Reduktionen der Investitionen 
in Gebieten mit zusätzlichen Beschränkungen für Großun-
ternehmen („C-Gebiete“) um etwa sechs Prozentpunkte im 
Vergleich zur Kontrollgruppe. Der Gesamteffekt für diese 
Gebiete ist die Summe der beiden Einzeleffekte und ent-
spricht ungefähr 2,8 Prozentpunkten. Dies bedeutet, dass 
die Investitionen in „C-Gebieten“ ungeachtet der zusätzli-
chen Beschränkungen für Großunternehmen zugenommen 
haben. Dieser Anstieg wäre mehr als dreimal so hoch gewe-
sen, wären diese Beschränkungen nicht auferlegt worden.

Grundsätzlich sollte sich durch die Beschränkungen der 
Beihilfen für Großunternehmen nur das Investitionsver-
halten dieser Unternehmen verändern. Um die Kausalität 
der geschätzten Effekte zu validieren, wird jedoch ein mög-
licher Einfluss der Beschränkungen der Beihilfen für Groß-
unternehmen auf die Investitionen von kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU) untersucht. Die Auswirkungen auf 
die Investitionen kleiner und mittlerer Unternehmen nah-
men auch in den Kontrollgebieten zu, unterschieden sich 
aber in den Regionen mit den zusätzlichen Beschränkungen 
nicht statistisch. Dies bedeutet, dass KMU in den „C-Gebie-
ten“ wie erwartet nicht von den zusätzlichen Beschränkun-
gen für Großunternehmen betroffen sind.

Auswirkungen der Senkung der im 
Regionalbeihilfe-Rahmen von 2014 eingeführten 
Beihilfehöchstgrenzen

Die zweite Fragestellung untersucht die Auswirkungen der 
Senkung der im Regionalbeihilfe-Rahmen von 2014 eingeführ-
ten Beihilfehöchstgrenzen auf die regionalen Gesamtinvestiti-
onen. Es werden also Regionen, in denen die Beihilfeinten-
sitäten zurückgegangen sind, mit den förderfähigen Regio-
nen („A“- oder „C-Regionen“) verglichen, in denen sich die 
Regeln nicht geändert haben.

(KKP) pro Kopf, sowie die Arbeitsproduktivität im Verhält-
nis zum BIP in KKP pro Arbeitnehmer.9

Die Regressionsergebnisse zeigen, dass Investitionen von 
Großunternehmen in nicht geförderten Kontrollgebieten 
um 8,8 Prozentpunkte zunahmen (Tabelle 1). Gleichzeitig 

9	 In der Studie DIW et al. A.a.o. (2020) wird die Qualität dieses Matches anhand mehrerer 

Kriterien überprüft. Beispielsweise wird bestätigt, dass die von der Reform betroffene Regi-

onen und die Kontrollregionen in den Jahren vor der Reform ähnliche Entwicklungen in den 

Investitionen aufwiesen. .

Tabelle 1

Regressionen der Investitionen zum 
BIP (in Prozent) auf der Ebene NUTS 3 – 
Auswirkung der Beschränkungen der Beihilfen 
für Großunternehmen

Großunternehmen Kleine und mittlere Unternehmen

Koeffizient
95-Prozent-Kon-
fidenzintervall

Koeffizient
95-Prozent-Kon-
fidenzintervall

Nach Reform 8,80*** [3,56 ; 14,0] 2,12*** [–0,80 ; 3,45] 

Nach Reform x 
Betroffen

–6,00** [–11,9 ; –0,06] –0,61 [–2,73 ; 1,50] 

Fixe Effekte JA JA

Geclusterte 
Standardfehler

JA JA

Zeittrends – 
NUTS2 Ebene

JA JA

Beobachtungen 468 468

Anmerkungen: 95-Prozent-Konfidenzintervall in Klammern; * p<0.10, ** p<0.05, *** p<0.01“

Quelle: Eigene Analyse auf der Grundlage von Amadeus, Eurostat und Regionalbeihilfekarten 
(2007–2013/2014–2020).

© DIW Berlin 2020

Abbildung 3

Maximale Beihilfeintensitäten im Regionalbeihilfe-Rahmen 
2014 für die Jahre 2014–2017 auf der NUTS-3-Ebene
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Quelle: Eigene Analyse auf der Grundlage von Fördergebietskarte (2014–2020), Europäische Kommission. Anmer-
kung: (i) Die Abbildung schließt Regionen in äußerster Randlage (d.h. außerhalb von Europa) ein. (ii) Die Änderung 
in der NUTS-Kodifizierung zwischen NUTS 2003 (Kodifizierung für den RAF 2007) und NUTS 2010 (Kodifizierung für 
den RAF 2014) macht es unmöglich, Änderungen für die folgenden NUTS-3-Regionen zu erkennen: DED43, FI1B1. (iii) 
Kroatien wird in der Abbildung nicht dargestellt, da es erst seit Juli 2013 ein Mitgliedstaat der EU ist und folglich vom 
RAF 2007 nicht betroffen ist.

© DIW Berlin 2020

Der maximale Anteil der durch Subventionen gedeckten Investitionskosten eines 
Unternehmens variiert stark zwischen EU-Regionen
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Um sicherzustellen, dass die von der Reform betroffenen Regi-
onen und die Kontrollgebiete vergleichbar sind, werden die 
Kontrollgruppen aufgeteilt, je nachdem, ob eine Region vor 
der Einführung der neuen Regionalbeihilfe-Rahmen im Jahr 
2014 ein „A-“ oder „C-Gebiet“ war (Tabelle 2). Daher werden 
in der ersten Gruppe die am wenigsten entwickelten Regio-
nen („A-Gebiete“), die keinen Rückgang der Beihilfehöchstin-
tensität zu verzeichnen hatten, mit anderen „A-Gebieten“ ver-
glichen, die einen Rückgang aufwiesen. Hier wird wiederum 
zwischen den Gebieten, die „A-Gebiete“ blieben, und denjeni-
gen „A-Gebieten“, die zu „C-Gebieten“ wurden, differenziert.10 
So kann untersucht werden, ob sich die Auswirkungen der all-
gemeinen Änderungen der Förderintensität zwischen diesen 
beiden Gruppen unterscheiden. In der zweiten Gruppe wer-
den weniger entwickelte Regionen („C-Gebiete“), in denen sich 
die Beihilfeintensitäten nicht geändert haben (Kontrollgruppe), 
„C-Gebieten“ gegenübergestellt, in denen sich die Beihilfein-
tensitäten verringert haben. Hier wird ebenfalls unterschieden 
zwischen den Gebieten, die „C-Gebiete“ blieben, und den Gebie-
ten, die zu Nicht-Fördergebieten wurden. Da sich die Untersu-
chung in diesem zweiten Schritt ausschließlich auf „C-Gebiete“ 
konzentriert und sowohl die von der Reform betroffenen, als 
auch die nicht betroffenen Gebiete gleichen Beschränkungen 
für Großunternehmen unterliegen, können die Auswirkung 
der Einführung zusätzlicher Beschränkungen für Großunter-
nehmen isoliert werden (Tabelle 3).

Das Ergebnis zeigt, dass fast alle Auswirkungen der Verän-
derung der Förderintensitäten innerhalb der „C-Gebiete“ 
stattfanden. Tatsächlich kann für die „A-Gebiete“ kein signi-
fikanter Effekt gemessen werden. Die gesamten Unterneh-
mensinvestitionen im Verhältnis zum BIP waren in diesen 
Gebieten im Durchschnitt weder von den Rückgängen der 
maximalen Beihilfeintensität noch von den Änderungen des 
Förderstatus betroffen.11

Im Unterschied zu den am wenigsten förderfähigen Gebie-
ten gibt es bei den „C-Gebieten“ durchaus Effekte der 
Änderung der Förderbedingungen. Insbesondere in den 
„C-Gebieten“, die ihre Beihilfehöchstgrenzen nicht änder-
ten, stiegen die Investitionen um durchschnittlich 4,1 Pro-
zentpunkte (zusätzlich zu dem für die Kontrollgruppe beob-
achteten Anstieg um 0,35 Prozentpunkte). Allerdings war 
der Investitionszuwachs in „C-Gebieten“, in denen die Bei-
hilfehöchstgrenzen gesenkt wurden, im Durchschnitt um 
1,1 Prozentpunkte und in „C-Gebieten“, die nicht förderfähig 
wurden, um 3,1 Prozentpunkte geringer als in „C-Gebieten“, 
in denen sich die Beihilfehöchstintensitäten nicht änderten. 
Nur in der letzteren der beiden von der Reform betroffenen 
Gruppen ist der Effekt statistisch signifikant. Da sich der 
Gesamteffekt für die behandelten Gebiete aus der Summe 
der drei Effekte ergibt, kompensieren diese Unterschiede in 
den Wachstumsraten den positiven Gesamteffekt nicht. Dies 
bedeutet, dass im Durchschnitt die Gesamtinvestitionen der 

10	 Einige „A-Regionen“ wurden im Zuge der Reform in „C-Regionen“ umdefiniert. Da die Förder

intensität in „C-Regionen“ in der Regel niedriger als in „A-Regionen“ ist, bedeutet diese Abstufung 

eine de facto Senkung der Förderintensität

11	 Mögliche Erklärungen werden der Studie DIW et al. A.a.o. (2020) diskutiert.

betroffenen Unternehmen im Verhältnis zum BIP trotz des 
Rückgangs aufgrund der veränderten Förderbedingungen in 
„C-Regionen“ nach 2014 leicht gestiegen sind.

Dieses Ergebnis deutet darauf hin, dass es Treiber für Inves-
titionsentscheidungen gibt, die sich auf alle „C-Gebiete“ 
auswirken, die nicht mit der Regionalhilfe zusammenhän-
gen. Darüber hinaus zeigt sich, dass die Investitionen in 
„C-Gebieten“ trotz des Rückgangs aufgrund der Neufestle-
gung der Beihilfeintensität und zusätzlicher Beschränkun-
gen für ausländische Unternehmen zugenommen haben.

Wenn zwischen großen, mittleren und kleinen Unternehmen 
unterschieden wird, kann man sehen, dass der Rückgang der 
Investitionen aufgrund der Änderung der maximalen Beihilfe 
ausschließlich auf sinkende Investitionen von großen Unter-
nehmen zurückgeht. Der Gesamteffekt für Großunterneh-
men in „C-Gebieten“, in denen sich die Beihilfehöchstgrenzen 
nicht geändert haben, beträgt plus 2,78 Prozentpunkte, und 
der negative Effekt auf die Investitionen für Großunterneh-
men in Regionen, die von „C-" zu Nicht-Fördergebieten über-
gegangen sind, minus 3,22 Prozentpunkte. Daher ist in die-
sem Fall der kumulative Effekt für „C-Gebiete“, die nach 2014 
zu Nicht-Fördergebieten wurden (das heißt die Summe der 
Koeffizienten aus Zeile 4 und Zeile 6), negativ und signifikant.

Schlussfolgerungen – Beihilfen-Reform sollte 
nachjustiert werden

Die Bedeutung von Regionalbeihilfen für die Investitionsent-
scheidungen eines Unternehmens wird durch die in diesem 
Bericht vorgelegte Analyse bestätigt.12 Es wird festgestellt, 
dass die im Modernisierungsprozess von 2014 eingeführten 
weiteren Einschränkungen der Beihilfen für Großunterneh-
men in entwickelten Regionen sowie die Senkung der för-
derfähigen Investitionen aller Unternehmen die Investitio-
nen in benachteiligten Regionen haben sinken lassen. Diese 
Ergebnisse gehen ausschließlich auf geringere Investitionen 
von Großunternehmen zurück und sind ursächlich auf die 
durch die Reform auferlegten Veränderungen zurückzufüh-
ren. Daher empfiehlt diese Studie, die eingeführten Restrik-
tionen für Großunternehmen neu zu justieren.

12	 Auch die anderen Analysen, die im Rahmen der von der EU-Kommission durchgeführten 

Studie (DIW et al. A.a.o. (2020)) vorgelegt wurden, d. h. die Befragung der Beihilfe gewährenden 

Behörden, die Literaturrecherche und die Experteninterviews, bestätigen diese Resultate.

Tabelle 2

Definition von betroffenen und Kontrollregionen – Auswirkungen 
der Senkung von Beihilfehöchstgrenzen

Betroffene Regionen Kontrollregionen

i) A mit Senkung der Förderintensität
‚A‘ ohne Senkung der Förderintensität

ii) Von A nach C abgestuft

i) C mit Senkung der Förderintensität
‚C‘ ohne Senkung der Förderintensität

ii) Von C nach nicht-gefördert abgestuft

© DIW Berlin 2020
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Darauf basierend hat im Juli 2020 die EU-Kommission eine 
Reihe von gezielten Anpassungen vorgeschlagen, um die 
Anwendung der derzeitigen Regeln zu vereinfachen und 
die gewonnenen Erfahrungen zu berücksichtigen.13 Insbe-
sondere wird von der EU-Kommission vorgeschlagen, die 
spezifische Bestimmung zu streichen, die es großen Unter-
nehmen in „C-Gebieten“ nicht erlaubt, in die Diversifizie-
rung oder Erweiterung bestehender Betriebe zu investieren. 
Damit flossen die klaren und evidenzbasierten Politikemp-
fehlungen aus dieser Studie in den Entwurf der überarbei-
teten Leitlinien für Regionalbeihilfen ein.

Die Ergebnisse sind auch von Relevanz für die Debatte und 
die bereits in diesem Jahr von der Bundesregierung getroffe-
nen Maßnahmen zur Regionalförderung. Dazu zählen sowohl 
das neue gesamtdeutsche Fördersystem für strukturschwache 
Regionen, das die Bundesregierung zum Jahresbeginn einge-
richtet hat,14 als auch die Aufstockung der Mittel zur regiona-
len Wirtschaftsförderung um insgesamt 500 Millionen Euro, 

13	 Vgl. Pressemittelung der Europäischen Kommission (online verfügbar)

14	 Vgl. Pressemitteilung des Bundesministeriums für Wirtschaft (online verfügbar).

die im Juli 2020 beschlossen wurde, um unterentwickelten 
Regionen bei der Bewältigung der Folgen der Corona-Pande-
mie zu helfen. Beide Maßnahmen haben das Potential, Inves-
titionen in strukturschwache Regionen zu unterstützen. Die 
Relevanz der regionalen Beihilfe ist schon jetzt spürbar. Die 
Tatsache, dass große Unternehmen wie Tesla nach Deutsch-
land kommen, ist sicherlich – wenn auch nicht ausschließ-
lich – auch auf die Hunderte von Millionen Euro Subventionen 
zurückzuführen, die das Land Brandenburg bereitgestellt hat.

Schließlich ist die Frage nach der Wirksamkeit staatlicher Bei-
hilfen nicht auf das Ziel der regionalen Entwicklung beschränkt. 
Sie wird während der Corona-Krise besonders relevant, da staat-
liche Beihilfen zu einem grundlegenden Instrument geworden 
sind, um Liquidität und Kapital für Unternehmen zu sichern 
und damit Arbeitsplätze zu retten. Im September 2020 erklärte 
die EU-Vizepräsidentin und Wettbewerbskommissarin Mar-
grethe Vestager, dass die EU-Kommission im Zuge der Krise 
in der gesamten EU staatliche Beihilfen in Höhe von 2,9 Billio-
nen Euro genehmigt habe, um die katastrophalen Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie abzufedern. Die in diesem Bericht 
vorgestellte Analyse lässt hoffen, dass diese Maßnahmen die 
europäische Wirtschaft gut durch die Krise bringen können.
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Tabelle 3

Regressionen der Investitionen zum BIP (in Prozent) auf der Ebene NUTS 3 – Auswirkungen der Senkung 
von Beihilfehöchstgrenzen

Alle Großunternehmen Mittlere Unternehmen Kleine Unternehmen

Kontrollgruppe: A-Regionen ohne Änderung in Förderfähigkeit und Beihilfeintensität

Koeffizient
95-Prozent- 
Konfidenz

intervall
Koeffizient

95-Prozent- 
Konfidenz

intervall
Koeffizient

95-Prozent- 
Konfidenz

intervall
Koeffizient

95-Prozent- 
Konfidenz

intervall

Nach Reform 0,35 [−1,62 ; 2,32] 0,16 [−1,69 ; 2,00] −0,004 [−0,24 ; 0,23] 0,20 [−0,08 ; 0,48]

Nach Reform x Betroffen (von A nach 
A-Region mit niedriger Beihilfeintensität)

0,28 [−2,01 ; 2,56] 0,011 [−2,11 ; 2,13] 0,17 [−0,24 ; 0,57] 0,10 [−0,22 ; 0,42]

Nach Reform x Betroffen (von A nach 
C-Region mit niedriger Beihilfeintensität)

0,27 [−2,10 ; 2,63] 0,12 [−2,10 ; 2,35] 0,16 [−0,27 ; 0,59] −0,02 [−0,38 ; 0,35]

Kontrollgruppe: C-Regionen ohne Änderung in Förderfähigkeit und Beihilfeintensität

Nach Reform x C Region 4,08** [0,97 ; 7,19] 2,78* [−0,26 ; 5,81] 1,21*** [0,48 ; 1,95] 0,09 [−0,55 ; 0,74]

Nach Reform x Betroffen (von C nach 
C-Region mit niedriger Beihilfeintensität)

−1,09 [−3,41 ; 1,22] −0,90 [−3,22 ; 1,42] −0,35 [−0,95 ; 0,24] 0,16 [−0,38 ; 0,71]

Nach Reform x Betroffen (von C nach nicht 
geförderte Region)

−3,13** [−6,02 ; −0,25] −3,22** [−6,35 ; −0,08] −0,38 [−1,05 ; 0,29] 0,46 [−0,26 ; 1,18]

Fixe Effekte JA JA JA JA

Geclusterte Standardfehler JA JA JA JA

Zeittrends – NUTS2 Ebene JA JA JA JA

Regionale Kontrollvariableln JA JA JA JA

Beobachtungen 4,288 4,288 4,288 4,288

Anmerkungen: 95-Prozent-Konfidenzintervall in Klammern; * p<0.10, ** p<0.05, *** p<0.01. Für jede Unternehmensgruppe werden die verschiedenen Parameter in einer gemeinsamen Regression geschätzt.

Quelle: Eigene Analyse auf der Grundlage von Amadeus, Eurostat und Regionalbeihilfekarten (2007–2013/2014–2020).

© DIW Berlin 2020
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1.	 Herr Duso, den europäischen Regierungen ist es unter 

bestimmten Bedingungen erlaubt, regionale staatliche 

Beihilfen zu vergeben. Wofür sind diese gedacht? Prin-

zipiell ist jede Art von staatlichen Beihilfen vom EU-Vertrag 

verboten. Trotzdem gibt die Europäische Kommission 

staatliche Subventionen frei, wenn diese zu einer besser 

funktionierenden und gerechteren EU beitragen. Das ist 

besonders der Fall bei regionalen Beihilfen, die darauf zielen, 

die wirtschaftliche Entwicklung von benachteiligten Gebie-

ten in der EU voranzubringen und die Konvergenz zwischen 

den europäischen Regionen zu fördern.

2.	 Bei staatliche Subventionen besteht eigentlich die 

Gefahr einer Wettbewerbsverzerrung. Was ist bei der 

Vergabe von regionalen Beihilfen erlaubt und was nicht? 

Die Kommission muss eine Balance zwischen den durch 

die Beihilfen bewirkten wirtschaftlichen Entwicklungen und 

einer möglichen Wettbewerbsverzerrung finden. Um gleiche 

Wettbewerbsbedingungen in den Mitgliedstaaten zu wah-

ren, setzt die EU-Kommission daher Prioritäten. Zum einen 

bestimmt sie, welche Regionen förderfähig sind und zum 

anderen, in welcher Höhe Investitionen in diesen Regionen 

maximal bezuschusst werden dürfen. Die sogenannten 

„A-Regionen“ sind die am wenigsten entwickelten Regionen 

in der EU. Denen wird der größte Spielraum für Regionalbei-

hilfen eingeräumt. 

3.	 2014 wurde das Regelwerk zur Vergabe von regionalen 

Beihilfen überarbeitet. Was hat sich geändert? Mit der 

Reform wurden zwei wichtige Änderungen eingeführt. Zum 

einen wurden die zulässigen Beihilfen für Großunternehmen 

in „C-Regionen“ beschränkt – also Regionen, die nur zum 

Teil unterentwickelt sind. Insbesondere wurde es Großunter-

nehmen in solchen Regionen nicht erlaubt, Beihilfen für die 

Diversifizierung beziehungsweise Erweiterung bestehender 

Betriebe zu bekommen. Außerdem wurden die sogenannten 

Beihilfehöchstgrenzen, also der maximale Anteil der Inves-

titionskosten eines Unternehmens, der durch Subventionen 

gedeckt werden kann, in vielen Regionen gesenkt. 

4.	 Welche Auswirkungen hatten diese Einschränkungen? 

Wir haben festgestellt, dass viele Faktoren die Investitions-

entscheidungen von Unternehmen beeinflussen. Jedoch 

konnten wir auch zeigen, dass die Einführung von stren-

geren Vorschriften für Regionalbeihilfen die Investitionen 

reduziert haben. Diese Entwicklung ist ausschließlich bei 

Großunternehmen zu beobachten. Daher empfiehlt diese 

Studie, die 2014 eingeführten Beschränkungen für Groß-

unternehmen zu überdenken. Kleine und mittlere Unter-

nehmen reagieren weniger als Großunternehmen auf die 

Beschneidungen von regionalen Beihilfen. Wir vermuten, 

dass die Beihilfehöchstgrenzen für lokale, eher kleinere Un-

ternehmen weniger relevant sind - denn sie können es sich 

nicht leisten, in anderen Regionen zu investieren, obwohl sie 

weniger gefördert werden.

5.	 Was bedeuten Ihre Ergebnisse für das neue gesamtdeut-

sche Fördersystem für strukturschwache Regionen? Die 

Bundesregierung hat Anfang dieses Jahres nicht nur ein 

neues Fördersystem für strukturschwache Regionen einge-

richtet, sie hat im Juli 2020 auch eine Aufstockung der Mittel 

zur regionalen Wirtschaftsförderung um insgesamt 500 Mil-

lionen Euro verabschiedet, um unterentwickelten Regionen 

bei der Bewältigung der Corona-Pandemie zu helfen. Unsere 

Ergebnisse lassen hoffen, dass diese Maßnahmen das Po-

tential haben, Investitionen in strukturschwachen Regionen 

zu unterstützen. Als Beispiel kann man Tesla nehmen. Dass 

das Unternehmen entschieden hat, seine neue europäische 

Gigafactory in Grünheide zu lokalisieren, ist sicherlich auch 

auf die Subventionen zurückzuführen, die das Land Bran-

denburg bereitgestellt hat.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Tomaso Duso, Leiter der Abteilung Unternehmen 

und Märkte am DIW Berlin

INTERVIEW

„Beschränkungen der  
EU-Regionalbeihilfen müssen 
überdacht werden“

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2020-42-2


KOMMENTAR

810 DIW Wochenbericht Nr. 42/2020 DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2020-42-3

Am Sonntag war Oma-Tag! In vielen Ländern wird dieser Tag 

am zweiten Sonntag im Oktober zu Ehren der Großmütter gefei-

ert, in Deutschland wird er allerdings außerhalb Bayerns bisher 

kaum wahrgenommen. Doch die Corona-Pandemie hat uns ein-

mal mehr gezeigt, wie wichtig Großeltern für viele Familien sind. 

Für jedes zweite Kind sind sie wichtiger Teil der Betreuungs- 

und Lernumgebung. Über die gesamte frühe Kindheit werden 

im Mittel mehr als 56 Prozent aller Kinder von Großeltern 

betreut. Sie sind eine wichtige Stütze im Alltag erwerbstätiger 

und auch nicht erwerbstätiger Eltern: Sie springen ein, wenn 

das Kind krank ist, sie betreuen es in Rand- oder Ferienzeiten. 

Und es sind insbesondere die Großmütter, die im Notfall aushel-

fen: Das geben nahezu 40 Prozent aller Eltern mit Kindern unter 

zehn Jahren an. Kurzum: Der Generationenzusammenhalt ist 

stark und funktioniert bei der Kinderbetreuung ausgezeichnet. 

Was aber passierte im Frühjahr während der coronabedingten 

Schließung von Kitas und Schulen? Für viele Eltern brach ein 

zentraler Baustein der Kinderbetreuung weg – eigentlich der 

Moment, um nach den Großeltern zu rufen. Aber der Kontakt zu 

ihnen als besonders gefährdete Risikogruppe sollte weitest-

gehend vermieden werden. Neue Daten wie zum Beispiel in 

der Studie „Kindsein in Zeiten von Corona“ des Deutschen 

Jugendinstituts (DJI) zeigen, dass etwa neun von zehn Kinder-

gartenkinder weniger Zeit mit ihren Großeltern verbrachten 

und nur sechs Prozent mehr Zeit. Diese Studie legt aber auch 

offen, dass während des Lockdowns ungeachtet gegenteiliger 

Empfehlungen fast jedes fünfte Kind im Kindergartenalter von 

den Großeltern betreut wurde. Damit war die Betreuung durch 

die Großeltern neben der der Eltern die häufigste Form der 

Betreuung während des Lockdowns. Unsere Kollegin Sabine 

Zinn vom Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) hat auf Basis 

der SOEP-CoV-Studie weitere Umfragedaten ausgewertet, die 

während des Lockdowns erhoben wurden. Auch ihre Analysen 

zeigen, dass sich die Befragten im zweistelligen Prozentbereich 

auf Großeltern als zusätzliche Betreuungspersonen verlie-

ßen, wenngleich die Anteile etwas geringer ausfallen als bei 

der DJI-Studie. Bemerkenswert dabei ist, dass während des 

Lockdowns Großeltern insbesondere Kinder teilzeiterwerbs-

tätiger Mütter betreuten – bei ihnen waren es 15 Prozent, bei 

vollzeiterwerbstätigen Müttern nur neun Prozent. Insgesamt 

waren dies eher Haushalte, in denen die Eltern im Homeoffice 

waren. Auch sind es insbesondere Mütter mit einem höheren 

Bildungsniveau, die von den Großeltern bei der Betreuung 

unterstützt wurden.

Was geschieht nun aber in einer „subtileren“ zweiten Corona-

Welle ohne weitreichenden Lockdown? Betreuungsengpässe 

für Eltern wird es trotzdem geben und das Infektionsrisiko für 

ältere Menschen ist keinesfalls gesunken. Eine erneute Betreu-

ungsnot, wo immer das Infektionsgeschehen es zulässt, sollte 

vermieden werden und der Präsenzbetrieb in Kitas und Schu-

len auch mit Blick auf den Einsatz der Großeltern so lange wie 

möglich aufrechterhalten bleiben. Auch Arbeitgeber sollten sich 

aufgerufen fühlen, Eltern in der Pandemiezeit weiterhin mög-

lichst flexible Arbeitszeiten und die Möglichkeit zum Homeoffice 

einzuräumen. Es sollten Möglichkeiten geschaffen werden, dass 

die Rolle der Großeltern bei der Präsenzbetreuung auch durch 

andere Betreuungspersonen übernommen werden kann. So 

könnten etwa in Ausbildung befindliche ErzieherInnen für diese 

Aufgabe gewonnen werden, auch wenn dann die Ausbildung 

noch länger dauert. Trotzdem sollte der Kontakt zwischen den 

Generationen bestmöglich aufrechterhalten werden – nur eben 

im direkten Kontakt nicht mehr als unbedingt erforderlich. 

Die Großeltern haben sich in den vergangenen Monaten trotz 

Risiken für ihre eigene Gesundheit mit allen Kräften engagiert: 

Wir sollten ihre Hilfsbereitschaft ganz bewusst würdigen und 

wertschätzen, sie aber nicht unnötig einfordern. Ein Hoch auf 

alle Omas! 

C. Katharina Spieß ist Leiterin der 

Abteilung Bildung und Familie am 

DIW Berlin.

Mathias Huebener ist 

wissenschaftlicher Mitarbeiter 

der Abteilung Bildung und 

Familie am DIW Berlin.

Ein Hoch auf alle 
Omas – In Corona-Zeit 
Hilfsbereitschaft aber 
nicht einfordern!

MATHIAS HUEBENER UND C. KATHARINA SPIESS
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